
Niemand konnte es vorher wissen 
Danach gefragt, warum das Ende von „Obama Care“ nicht so 
einfach per Erlass kommen konnte, antwortete Donald Trump: 
„Niemand konnte vorher wissen, dass das Gesundheitswesen so 
kompliziert ist.“

In Deutschland haben wir längere Erfahrung mit einem ge-
wachsenen Gesundheitssystem, einer Versicherungsp�icht und 
den Organen der Selbstverwaltung. Trotzdem tauchen manch-
mal Gesetzesinitiativen auf, deren Ausgerei�heit von verschie-
denen erfahrenen Akteuren angezweifelt wird.

Beispiel: der Referentenentwurf zur Psychotherapeutenaus-
bildung. Dieser Referentenentwurf sah unter anderem vor, dass 
in fün�ährigen Modellstudiengängen zu einem „Master für Psy-
chotherapie“ auch die Kompetenz und Berechtigung mit erwor-
ben werden sollten, Psychopharmaka zu verschreiben. Außer 
dem Ersteller des Entwurfes schien aber in der Diskussion kein 
Verband, einschließlich der Psychotherapeutenkammer, dies 
weiter vertreten zu wollen. In der Kabinettsvorlage wurden die-
se Modellstudiengänge zur Verschreibungskompetenz Ende Fe-
bruar dann auch gestrichen. Vielleicht war aufgefallen, dass 
auch Psychopharmaka nicht nur an der Psyche, sondern auch 
am Herzen wirken können, über Leber und Niere versto�wech-
selt und ausgeschieden werden und mit anderen Sto�en, und sei 
es nur der Grapefruitsa� zum Frühstück, interagieren können. 
Entsprechende anamnestische Angaben und Befunde wollen er-
hoben und bewertet werden, die Liste der Begleitmedikation 
ebenfalls. Vielleicht war dies aber auch nur ein „Tür ins Gesicht/
Fuß in die Tür“-Manöver, wie man in der Psychotherapie so 
sagt. Ein Aufregerabsatz zum Streichen, dann liest sich der Rest 
viel leichter. Zumindest muss aber, wer ab 2020/2021 Psycho-
therapie studieren und nach Studienabschluss und Approbati-
on ungefähr ab 2026 als Psychotherapeut in Weiterbildung 
(PiW) beschä�igt sein wird, nicht mehr die ¡nanziell prekären 
Umstände der heutigen Psychotherapeuten in Ausbildung (PiA) 
ertragen müssen. Die Kolleginnen und Kollegen in der Über-
gangszeit verdienen unser Mitgefühl. Hier wäre eine schnellere 
Abhilfe angebracht.

Interessant an dem ganzen Vorgang sind aber auch die Be-
darfsschätzungen aus Regierungskreisen von etwa 3.000 Studi-
enplätzen für angehende Psychotherapeuten, die dann auch an 

eigens dafür gebildeten Ambulanzen weitergebildet werden 
können. Dies lässt vermuten, dass die Vorstellung, dass Ärzte 
einen Teil des Versorgungsbedarfs mitdecken könnten, weitge-
hend aufgegeben wurde.

Apropos Versorgung, da gab es doch auch noch das Termin-
service- und Versorgungsgesetz. Darin wird im neuesten Ent-
wurf jetzt in der Frage etwa zum Zugang zu Psychotherapeuten, 
Sprechstunden, Wartezeiten, Überweisungsmodalitäten erstmal 
nichts festgelegt. Das Ganze entpuppte sich dann doch als sehr 
kompliziert. Nach dem ersten gescheiterten Entwurf kündigte 
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn an, den Gemeinsamen 
Bundesausschuss mit der Suche nach einer Lösung zu beau�ra-
gen. Der Gemeinsame Bundesausschuss solle Vorschläge aus-
arbeiten, um „die Behandlung besser zu strukturieren und zu 
koordinieren“, sagte der Minister in einem Interview mit der 
Neuen Osnabrücker Zeitung. „Die Selbstverwaltung der Ärzte, 
Krankenkassen und Kliniken ist jetzt am Zuge.“ So einfach ist 
die Lösung anscheinend nicht.

Anderes steht aber auch in dem aktuellen Entwurf des Ter-
minservice- und Versorgungsgesetzes. Ärzte für Psychiatrie 
und Psychotherapie können demnach auch in „überversorgten 
Gebieten“ eine Zulassung beantragen, da es o�enbar doch un-
gedeckten Bedarf gibt. Aber nur, wenn sie höchstens 20 % psy-
chotherapeutische Leistungen erbringen. 

Statt zunehmend komplizierter Aufsplitterung mit entspre-
chendem Koordinationsaufwand brauchen wir kompetente Ver-
sorgung aus einer Hand, die verschiedene ©erapieoptionen be-
herrscht.  Michael Hüll
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